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Schriftliche Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Carola Veit (SPD) vom 23.06.05 

und Antwort des Senats 

Betr.: Öffnung des Spreehafens 

Unter anderem mit folgendem Text wirbt der Senat bei der aktuellen Ausstel-
lung „Sprung über die Elbe“ in der Rathaus-Diele für die Entstehung von 
Wohn- und Arbeitsorten mit höchster Lebensqualität: 

„Der Spreehafen wird zum Wasserplatz, Bezugs- und Projektionsraum im 
Norden der Insel. Die Wasserflächen werden zugänglich gemacht, die Ufer 
neu besetzt und gestaltet und für Existenzgründer neue Formen und Hül-
len des Arbeitens, der Freizeit und Gastronomie auf dem Wasser ermög-
licht. 
Das südliche Spreehafenufer zeichnet sich durch hohe landschaftlich visu-
elle Qualitäten aus. Sie sollen genutzt werden, um dem Stadtteil Wilhelms-
burg den Zugang zum Wasser zu öffnen. Dazu sollen der Zollzaun und die 
Freihafengrenze auf die Nordseite des Spreehafens verlegt werden.“ 

Bürgerinnen und Bürger Wilhelmsburgs und der Veddel sowie Interessenver-
eine wie der „Kleine Grasbrook e. V.“ und „Zukunft Elbinsel Wilhelmsburg 
e. V.“ fordern seit langem, die Zugänglichkeit des Spreehafens zu verbessern. 

Die den Senat tragende Fraktion lehnt eine Zugänglichmachung und Nutzung 
des Spreehafens dagegen ab (vgl. Drs. 18/1092 bzw. 18/1671 und Plenar-
protokoll 18/25). 

Ich frage den Senat: 

1. Wann ist mit der Umsetzung/Durchführung der vorbezeichneten Maß-
nahmen zu rechnen? 

Im Einzelnen: 

1.1 Verlegung des Zollzaunes und der Freihafengrenze 

1.2 Zugänglichmachung der Wasserflächen 

1.3 Neugestaltung der Ufer 

1.4 Entwicklung von Konzepten für neue Formen und Hüllen des Arbei-
tens, der Freizeit und Gastronomie 

Falls negativ: Wann ist mit konkreten Planungen zu rechnen? 

Die Prüfungen sind noch nicht abgeschlossen. Aussagen über die voraussichtliche 
Dauer sind derzeit nicht möglich. Im Übrigen siehe Drs. 18/1671. 
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2. Wie beurteilt der Senat darüber hinaus die Chance, im Spreehafen 
„Wohnen auf dem Wasser“ zu ermöglichen? 

Der Senat hat sich hiermit nicht befasst. 


